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1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung  

1.1  Aufstellungsbeschluss und Verfahrensgrundlage  

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Diemelstadt hat in  ihrer Sitzung am 

13.11.2026 die Aufs tellung des Bebauungsplans Nr.  43 „Diemeltal "  besch lossen.  

Das Verfahren richtet s ich nach dem Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit  der 

Baunutzungsverordnung (BauNVO),  der Planzeichenverordnung (PlanZV) und § 91 der 

Hess ischen Bauordnung (HBO), jewei ls  in der zum Zeitpunkt des Satzungsbesch lusses 

geltenden Fassung. Der Plan wird im Regelverfahren mit  Umweltprüfung aufgestel lt .  

Der Bebauungsplan is t  eine Tei länderung. In seinem Geltungsbereich treten die neuen 

Festset zungen an die Stel le des bisherigen Bebauungsplans Nr. 2 von Wrexen; außer-

halb behält  dieser seine Gült igkeit.  Der Geltungsbereich umfasst 32.375 m².  Da der 

wirksame Flächennutzungsplan die vorgesehene Nutzungsver teilung noch n icht abbi l-

det,  wird er im Paral lelverfahren nach § 8 Abs.  3 BauGB an die Ziele des Bebauungs-

plans angepasst.  

1.2  Planungsanlass 

Das Plangebiet  l iegt am östl ichen Ortsrand von Wrexen im „Diemeltal",  zwischen der 

vorhandenen Wohnbebauung ent lang der Ramser Straße und der f reien Landschaft  an 

den Fließgewässern „Diemel“ und „Orpe“. Der Bereich ist  seit  Jahrzehnten gemischt 

geprägt:  Wohnhäuser, landwir tschaft l iche Bezüge und ein or tsansäss iger Gewerbebe -

trieb l iegen h ier dicht beieinander.  

Für diese Flächen gi l t  bisher der Bebauungsplan Nr.  2 von Wrexen aus dem Jahr 1964. 

Seine Festset zungen s ind über sechzig Jahre alt . S ie beruhen auf  einem Städtebau-

vers tändnis , das mit  den heut igen Anforderungen – etwa an die Zuordnung von Woh-

nen und Gewerbe oder an eine geordnete Ersch ließung –  nur noch wenig gemein  hat, 

und s ie bi lden die tatsäch l iche Entwicklung im Gebiet n icht mehr ab.  

Besonders  deut l ich wird das beim Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe. Der alte 

Plan ordnet beide Nutzungen unmittelbar einander zu.  Ein  Konf l ikt  ist  damit  bereits  im 

geltenden Recht angelegt –  eine Zuordnung,  die man heute so n icht mehr tref fen würde 

und die dem Grundsatz des § 50 BImSchG zuwiderläuft , einander störende Nutzungen 

mögl ichst zu trennen.  Die bestehende Gemengelage trägt damit  ein  dauerhaftes  Span-

nungspotenzial  in  s ich,  das  das geltende Planungsrecht weder auf löst  noch s teuer t.  

Hinzu kommt die Ersch l ießung. Die tatsäch l ich vorhandene und die für die weitere 

Entwicklung s innvol le Führung der öffent l ichen Verkehrsf lächen weichen von den Fest-

set zungen des alten Plans ab.  Eine geordnete Erschl ießung set zt deshalb einen neuen 

Zuschn it t  der Verkehrsf lächen voraus;  daraus ergeben s ich zwangs läuf ig auch verän-

der te überbaubare Flächen auf  den angrenzenden Grundstücken.  

Zudem besteht ein  konkreter Bedarf an Gebäuden für die Al lgemeinheit . Das Vereins - 

und Gemeinschafts leben in  Wrexen braucht einen zukunftsfäh igen  Or t.  H inzu kommt 

die Situat ion der Freiwi l l igen Feuerwehr. Ihr heut iges  Gerätehaus wird den Anforde -

rungen an die Einsatzhygiene n icht mehr gerecht.  Nach dem heut igen Stand müssen 

kontamin ier te und saubere Bereiche im Feuerwehrhaus konsequent voneinander ge -

trennt sein :  Die Einsatzkräfte legen die mit  Brandrückständen belastete Schutzklei -
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dung im „schwarzen"  Bereich ab,  rein igen sich und betreten ers t  danach den „weißen" 

Bereich mit  den sauberen Aufenthalts - und Umkleideräumen.  Diese Trennung schützt  

vor dem Kontakt mit krebserzeugenden Stoffen und is t inzwischen fester Bestandtei l 

der einsch lägigen Regelwerke. Das vorhandene Gebäude lässt sich auf  diesen Stan-

dard nur mit  unverhältn ismäßigem Aufwand bringen;  Zuschn it t  und Größe geben eine 

saubere Trennung bau l ich kaum her.  

Eine Sanierung im Bestand ist  deshalb kein  gangbarer Weg.  Sinnvol ler ist  ein  Neubau,  

der die Feuerwehr in  ein  neues Mehrzweckgebäude integrier t.  Auf  diesem Weg erhält 

die Feuerwehr zeitgemäße und s ichere Räume,  und Hal le wie Feuerwehr lassen s ich 

an einem Standor t  bündeln  und gemeinsam wir tschaft l ich betreiben.  Beide so l len im 

Plangebiet  untergebracht werden.  

1.3  Ziel der Planung  

Im Mit telpunkt s teht die Auf lösung des Konf l ikts  zwischen Wohnen und Gewerbe.  Die 

gewerbl ichen Flächen werden als  eingeschränktes  Gewerbegebiet  fes tgesetzt  und mit  

einer Emiss ionskontingent ierung  versehen.  Damit  is t  von vornherein  begrenzt,  welche 

Belastungen von ihnen ausgehen dürfen,  sodass das Wohnen in  der Nachbarschaft 

n icht beeinträcht igt  wird.  Was im alten Plan ungeregelt nebeneinanderstand,  kommt 

so in  ein  ver trägl iches und s teuerbares Ver hältn is.  

Die Wohnf lächen werden als  Dörf l iches Wohngebiet nach § 5a BauNVO festgesetzt.  

D iese erst  2021 eingeführ te Gebietsar t eignet s ich für die verfahrensgegenständlichen 

Flächen:  Sie lässt das  Nebeneinander von Wohnen,  landwir tschaft l ichen Bezügen und 

n icht wesent l ich  störendem Gewerbe zu und gibt  dabei dem Wohnen den Vorrang.  Sie 

beschreibt  den Charakter des  Gebiets  so, wie er tatsäch l ich is t,  und schreibt  keine 

Nutzung fes t,  die es  vor Or t  n ie gegeben hat.  

Für die Mehrzweckhal le und die Feuerwehr entsteht eine Fläche für den Gemeinbedarf 

nach § 9 Abs. 1 Nr.  5 BauGB. Beide Einrichtungen s ind für den Or t von erhebl icher 

Bedeutung:  Die Halle bündelt  das  ku lturel le und gesel lschaftl iche Leben,  die Feuer-

wehr sicher t den Brandschutz und damit  die Sicherheit der Einwohner.  Dem ansäss i -

gen Gewerbebetrieb eröffnet der Plan eine verläss l iche Perspektive für seine weitere 

Entwicklung und trägt damit  zum Erhalt  der Arbeitsplät ze am Standor t  bei.  

Für al l  das  greif t  die Stadt auf  Flächen zurück,  die bereits  im Innenbereich l iegen und 

überplant s ind,  dazu auf  vorhandene Baulücken.  Neue Bauf lächen im Außenbereich 

muss s ie n icht in  Anspruch nehmen.  Die Planung bleibt  damit  im Bestand,  nutzt  vor-

handene Strukturen und fo lgt  dem Vorrang der Innenentwicklung und dem Gebot,  mit  

Grund und Boden sparsam umzugehen (§ 1 Abs. 5 Satz 3,  § 1a Abs.  2 BauGB).  

1.4  Planerfordernis  

Diese o.g.  Ziele lassen s ich auf  der Grundlage des geltenden Rechts  n icht erreichen.  

Der Bebauungsplan Nr.  2 is t veraltet, ordnet Wohnen und Gewerbe konf l ikt trächt ig zu 

und bietet  weder für die geänder te Ersch l ießung noch für die geplanten Gemeinbe-

darfseinrichtungen eine tragfäh ige Grundlage. Mit einer einzelnen Änderung is t es  da-

bei n icht getan – nöt ig is t eine zusammenhängende Neuordnung des Gebiets, und die 

kann nur ein neuer Bebauungsplan leis ten.  Seine Aufstellung ist  daher zur geordneten 

s tädtebau l ichen Entwicklung erforderl ich  (§ 1 Abs.  3 BauGB).  
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1.5  Zweck der Planung  

Der Bebauungsplan schaf f t das  verbindliche Baurecht,  um diese Ziele umzusetzen und 

dauerhaft zu  s ichern. Er lös t  die Festsetzungen von 1964 ab und erset zt s ie durch 

einen Rahmen,  der zur heut igen Situat ion passt:  mit neu zugeschnit tenen Verkehrs f lä -

chen,  geordneten Baufeldern und einer klaren Zuordnung der Nutzungen. Für die 

Stadt,  die Feuerwehr und die Grundstückseigentümer ents teht damit  eine ges icherte 

Grundlage,  auf  der sich die Mehrzweckhal le und der Feuerwehrstandor t  verwirkl ichen 

lassen und auf  der Wo hnen und Gewerbe dauerhaft  verträgl ich nebeneinander beste -

hen können.  

1.6  Ausgangssituation 

1.6.1  Räumliche Lage  

Der räumliche Geltungsbereich (Änderungsbereich) l iegt am nordöst l ichen Or tsrand 

von Wrexen,  einem Stadttei l  von Diemels tadt im Landkreis  Waldeck -Frankenberg.  Er 

umfasst Flächen der Gemarkung Wrexen in den Fluren 5 und 6 und hat eine Größe von 

32.375 m².  

Die verfahrensgegenständliche Fläche l iegt im „Diemeltal“  und is t zwischen zwei land-

schaftsprägenden Elementen eingebet tet.  Im Süden sch ließt ein  Wald an,  der zugleich 

eine deut l iche topographische Erhebung bi ldet;  im Norden verläuft  die „Diemel“ als 

Fl ießgewässer.  Das Gelände fäl l t  von der bewaldeten Höhe im Süden zur Diemel h in  

ab.  Ent lang der Diemel verläuft  im Norden auch die Landesgrenze zu Nordrhein -West-

falen.  

 

Abbi ldung 1 :Übersichtsplan zur Veror tung des räumlichen Gel tungsbere ich es 
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Im Nordwesten grenzt das  F l ießgewässer „Orpe“ samt Mühlgraben an die verfahrens-

gegenständl iche Fläche,  etwas weiter nördl ich fo lgt unmit telbar die zugehörige Stau-

vorrichtung.  Im nordwest l ichen Bereich l iegt zudem der Betrieb eines  Nebenerwerbs-

landwirts mit  Schafhaltung.  

Die übrigen angrenzenden Nutzungen sind dörf l ich und gemischt. Den Ortsrand bi ldet 

im Südosten vorhandene Wohnbebauung; nach Westen set zt s ich diese in R ichtung 

Or tsmitte fort . Südwest l ich  sch l ießt eine Reithalle mit  zwei Bewegungsf lächen an.  Da-

mit  treffen  rund um die verfahrensgegenständl iche Fläche Wohnen,  Landwir tschaft,  

Freizeitnut zung und die o ffene Diemelaue aufeinander – ein  für den Or t typisches Ne -

beneinander.  

Ersch lossen wird der räumliche Geltungsbereich (Änderungsbereich) über die „Ram-

ser Straße“.  Diese führ t  nach Osten weiter und ersch l ießt dor t  einen landwirtschaftl i -

chen Hof sowie eine Kleingar tenf läche  

1.6.2  Realnutzung 

Die verfahrensgegenständl iche Fläche wird heute uneinheit l ich  genutzt.  Im Nordosten 

l iegt das  vorhandene Gewerbegebiet  mit einem Transportunternehmen,  dessen 

Schwerpunkt auf Getränken l iegt. D ie Betriebs f lächen sind weitgehend asphalt ier t  

oder geschot tert  und damit  stark vers iegelt;  dazu gehör t  auch ein  größerer Parkplatz. 

Im Süden sch l ießt eine gepf legte Grünf läche an,  die zum Hang überleitet.  Zwischen 

den genutzten Bereichen l iegen einzelne Bau lücken,  also noch unbebaute oder nur 

untergeordnet genutzte Grundstücke.  

Nennenswer ter Gehölzbestand is t  innerhalb der Fläche n icht vorhanden.  Wald s tockt 

h ier n icht, und auch zusammenhängende Gehölzs trukturen feh len;  der Bewuchs be -

schränkt sich im Wesent lichen auf  die gepf legte Grünf läche und einzelne Gar tenf lä-

chen.  

Die angrenzenden Nutzungen s ind kleintei l ig und gemischt.  Öst l ich  des räumlichen 

Geltungsbereichs (Änderungsbereich) wird in  Mehrpar teienhäusern gewohnt.  Auch im 

Westen sch l ießt Wohnbebauung an;  unmittelbar davor l iegt eine landwir tschaftl ich  ge -

nutzte Wiesenf läche.  Im Nordwesten bef indet s ich eine Nebenerwerbslandwir tschaft  

mit  Schafhaltung im Stall ; in  diesem Bereich l iegt zudem ein  Hausgarten.  

Schon heute stehen damit eine stark vers iegelte gewerbl iche Nutzung und das Wohnen 

unmittelbar nebeneinander.  Zugleich verfügt die Fläche über Bau lücken und nur ge -

ringen Grün- und Gehölzbestand – eine Ausgangs lage,  an die der Bebauungsplan mit  

einer Neuordnung im Bestand anknüpft.  

1.6.3  Planerische Ausgangslage  

Landesentwicklungsplan Hessen 2020  

Diemelstadt l iegt nach dessen Raumstruktur im Ländl ichen Raum und n immt im zent-

ralör t lichen System die Funkt ion eines  Grundzentrums wahr.  

Für die verfahrensgegenständliche Fläche is t vor al lem das Ziel  3.1 -4 von Bedeutung.  

Danach hat die Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung:  Vor der Festle -

gung zusätzlicher Siedlungsf lächen im Außenbereich s ind zuers t die vorhandenen In-
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nenentwicklungspotenziale zu nut zen.  Nach dem Landesentwicklungsplan zäh len be -

reits  in  der verbindl ichen Bauleitplanung fes tgesetzte,  aber noch n icht vol ls tändig ge -

nutzte Baugebiete,  die Nachverdichtung im Bestand und die Umnutzung bereits be -

bauter Flächen  als  so lche Potenziale.  Genau h ier set zt  der Bebauungsplan Nr.  43 an. 

Er ordnet aussch ließl ich Flächen neu,  die schon durch den Bebauungsplan Nr.  2 über-

plant s ind,  grei ft  eine tei ls  vers iegelte und untergenutzte Gewerbef läche auf  und be -

zieht vorhandene Baulücken ein.  Neue Bauf l ächen im Außenbereich beansprucht er 

n icht. Damit entspricht der Plan unmittelbar dem Ziel  3.1 -4 und dem Ziel 3.1-2, die 

Ausdehnung der Siedlungsf lächen inanspruchnahme so weit wie mögl ich zu begrenzen.  

In  dieselbe Richtung weist  der Grundsatz 3.1 -7,  nach dem brachl iegende und brach-

fal lende Bauf lächen –  gerade Gewerbe - und Verkehrs f lächen –  mögl ichst einer neuen 

Nutzung zugeführ t  werden so l len.  Die Neuordnung der vorhandenen Gewerbe - und 

Verkehrs f lächen im Plangebiet  n immt diesen Gedanken auf.  

Mit der Mehrzweckhal le und der Feuerwehr sicher t  der Plan Einrichtungen der woh-

nor tnahen Daseinsvorsorge.  Der Landesentwicklungsplan misst  so lchen Einrichtungen 

im Ländl ichen Raum besonderes Gewicht bei. Nach dem Grundsatz 4.2.4 -4 so l len die 

Potenziale der Innenentwicklung genutzt  und die Angebote der wohnor tnahen Da-

seinsvorsorge erhalten werden.  Ein  Bürger- bzw. Dorfgemeinschaftshaus führ t  der 

Plan ausdrückl ich unter den Einrichtungen der Grundversorgung auf.  In  dieses Ver-

s tändnis fügt sich die Mehrzweckha l le ein : Sie dient dem Eigenbedarf der Wrexener 

Bevölkerung und dem ör t lichen Gemeinschafts leben.  

Das Ziel  5.2.3-1 beschreibt  Grundzentren als  Standor te, an denen die gemeindl iche 

Grundversorgung und die gewerbl iche Wir tschaft zu  s ichern und zu entwickeln  s ind. 

Auch dem wird der Plan gerecht,  indem er dem ansäss igen Gewerbebetrieb eine ge -

ordnete Entwicklungsperspekt ive eröf fnet und die ört l iche Versorgung stärkt.  Er fo lgt  

damit zugleich dem Anl iegen des Landesentwicklungsplans,  der Eigenentwicklung – 

dem Eigenbedarf der or tsansäss igen Bevölkerung, ihrer Grundversorgung und der 

or tsansäss igen Betriebe –  Vorrang einzuräumen.  

Insgesamt is t  der Bebauungsplan Nr. 43 „Diemeltal"  an die Ziele des Landesentwick-

lungsplans Hessen 2020 angepasst und s teht mit  dessen Grundsätzen im Einklang.  Er 

ordnet s ich in  die angestrebte f lächensparende,  auf  die Innenentwicklung gerichtete 

Siedlungsentwicklung ein  und s tärkt  die wohnor tnahe Daseinsvorsorge im Ländl ichen 

Raum.  

Regionalplan Nordhessen 2009 

Die verfahrensgegenständl iche Fläche is t  überwiegend als  „Vorranggebiet  Siedlung,  

Bestand"  fes tgelegt.  Der Regionalplan weis t  diese Flächen damit  bereits  der Sied-

lungsnutzung zu.  Die Planung bewegt s ich genau in  diesem Rahmen:  Sie ordnet einen 

vorhandenen Siedlungsbereich neu,  ohne ihn über seine regionalplanerische Best im-

mung hinaus auszudehnen.  Der Bebauungsplan führ t  das  Vorranggebiet  Siedlung da-

mit  for t  und entspricht dem zugehörigen Ziel  der Raumordnung.  Das fügt s ich zugleich 

in  den Vorrang der Innenentwicklung ein ,  den schon der Landesentwicklungsplan vor-

gibt.  

Innerhalb des Vorranggebiets  Siedlung wird auch die gewerbliche Nutzung weiterent-

wickelt.  Das könnte die Frage aufwerfen,  ob eine gewerbl iche Entwicklung an dieser 

Stelle –  in  einem Or ts tei l,  der kein zentraler Or t  is t  – mit  dem zentralör tl ichen System 

vereinbar is t.  Der Plan weis t  h ier jedoch keinen neuen Gewerbestandort  aus.  Es  geht 
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al lein  um die Sicherung und maßvol le Weiterentwicklung eines  bereits  vorhandenen,  

or tsansäss igen Betriebs,  der seit Langem Tei l  des Siedlungsbestands ist . Eine so lche 

bestandsorient ierte Entwicklung gehör t zur Eigenentwicklung der Gemeinde.  Sie trägt 

dem Eigenbedarf  der or tsansäss igen Betriebe Rechnung und set zt keine Konzentrat ion 

an einem zentralen Ort voraus,  wie s ie der Regionalplan für neue,  übergemeindl ich 

bedeutsame Gewerbef lächen vors ieht.  Über die Festset zung eines  eingeschränkten 

Gewerbegebiets mi t  Emiss ionskont ingent ierung bleibt die Nutzung auf  ein ver trägli -

ches,  or tsangemessenes Maß begrenzt.  Die gewerbl iche Entwicklung fügt s ich damit  

in  das  Vorranggebiet  Siedlung,  Bestand ein  und steht der zentralör t l ichen Gl iederung 

n icht entgegen.  

 

Abb i ldung 2 : D ars te l l ungen und  Fes t legungen im Tei l regiona lp lan Energ ie Nordhessen 2017  

Im Nordwesten reicht die für die Bebauung vorgesehene Fläche auf  rund 2.500 m² in 

ein  „Vorbehaltsgebiet  für Landwir tschaft"  h inein.  Vorbehaltsgebiete s ind Grundsätze 

der Raumordnung –  der Landwir tschaft  kommt dor t  in  der Abwägung ein  besonderes  

Gewicht zu, eine andere Nutzung is t damit aber n icht ausgesch lossen.  Die in Anspru ch 

genommene Fläche l iegt am Rand des Plangebiets und is t mit  rund 1.000 m² (netto  – 

von den 2.500 m² werden 1.500 m² weiterh in  als  Fläche für die Landwir tschaft  fes tge -

set zt) gegenüber der Gesamtf läche von 32.375 m² gering.  Die landwir tschaft l iche 

Funkt ion der umliegenden Flächen bleibt erhalten, ein zusammenhängender Bewirt-

schaftungsbereich wird n icht zerschn it ten.   

Diesem geringen und randl ichen Verlus t an landwir tschaft l icher Vorbehaltsf läche ste-

hen gewichtige öffentl iche Belange gegenüber : die Auf lösung des vorhandenen Nut-

zungskonf likts,  die Sicherung der wohnor tnahen Daseinsvorsorge mit Mehrzweckhal le 
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und Feuerwehr sowie die Entwicklung im Siedlungsbestand.  Diese Belange überwie -

gen. Die Inanspruchnahme des Vorbehaltsgebiets is t  deshalb mit  den Grundsätzen der 

Raumordnung vereinbar und in  der Abwägung gerechtfert igt .  

Insgesamt ist  der Bebauungsplan an das Ziel  „Vorranggebiet  Siedlung,  Bestand"  an-

gepasst;  die randl iche Inanspruchnahme des Vorbehaltsgebiets  für Landwirtschaft is t 

als  Grundsatz der Raumordnung berücks icht igt  und abgewogen.  

Flächennutzungsplan der Stadt Diemels tadt 

Bebauungspläne s ind nach § 8 Abs.  2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu ent-

wickeln.  Der Flächennutzungsplan der Stadt Diemels tadt wurde am 24. September 

2001 genehmigt.  

 

Abb i ldung 3 : Veror tung des Geltungsbere iches  im rechtsw i rksamen Flächennut zungsp lan  

Für den räumlichen Geltungsbereich (Änderungsbereich) stel l t  er überwiegend ge -

mischte Bauf lächen dar, sowohl im Bestand als auch in der Planung.  Im nördl ichen 

Tei lbereich –  dor t, wo die Erweiterung des Gewerbes vorgesehen ist  –  s ind Flächen 

für die Landwir tschaft  dargestel l t,  in  untergeordneten Tei len Wohnbauf lächen. Im Os-

ten grenzen Wohnbauf lächen an,  im Westen und Süden gemischte Bauf lächen.  
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Schon heute decken s ich die Darstellungen des Flächennutzungsplans und das gel-

tende Planungsrecht n icht:  Der rechtskräft ige Bebauungsplan Nr.  2 entspricht dem 

Flächennutzungsplan n icht. Das hat einen nachvol lziehbaren Grund. Der Bebauungs-

plan Nr. 2 s tammt aus dem Jahr 1964 und bestand bereits, als der Flächennutzungs-

plan 2001 aufgestel l t wurde.  Der Flächennutzungsplan hät te dieses vorhandene Pla -

nungsrecht aufnehmen müssen, was n icht in  vo l lem Umfang geschehen is t.  

Die jet z ige s tädtebau l iche Neuordnung ist  der Anlass,  diese Abweichung zu berein i -

gen. Der Flächennutzungsplan wird im Paral lelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB ge -

ändert  und an die vorgesehene Nutzungsver tei lung angepasst.  Seine künft igen Dar-

s tel lungen werden  das Wohnen, das Gewerbe einsch l ießl ich der Erweiterungsf läche 

im Norden und die Fläche für den Gemeinbedarf  abbi lden.  Der Bebauungsplan wird 

damit aus den künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt;  das Ent-

wicklungsgebot des  § 8 Abs.  2 BauGB ist  gewahr t.  

Mit der Anpassung werden vorbereitende und verbindl iche Bauleitplanung wieder in  

Übereinst immung gebracht.  Der Flächennutzungsplan bildet danach die tatsäch l iche 

und die geordnete künft ige Nutzung zutref fend ab.  

Darstellungen in  umweltschützenden P länen  

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans s ind die Darstel lungen und Zielset zungen 

umweltschützender Fachplanungen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in  der Abwägung 

zu berücks icht igen.  

Hessen führ t kein  eigenständiges Landschaftsprogramm. Dessen Funkt ion n immt der 

Landesentwicklungsplan  wahr (Planzif fer 4.2.1); dor t  s ind auch die landesweiten land-

schaft l ichen Leitl in ien enthalten. Sie betref fen den Schutz von Ar ten und Lebensräu-

men,  den landesweiten Biotopverbund einsch l ießl ich  „Natura 2000",  die Fl ießgewässer 

und ihre Auen sowie Boden, Wasser, K l ima und Landschaftsbi ld. Die verfahrensgegen-

ständl iche Fläche l iegt im Siedlungsbestand und gehör t n icht zum landesweiten Bio-

topverbund.  Verbundbedeutung haben al lein die nördl ich angrenzenden Gewässer 

Orpe und Diemel mit  ihren Auen;  s ie l iegen außerhalb des Geltungsbereichs und blei -

ben unberührt.  

Auf der ör t lichen Ebene konkret is ier t der Landschaftsplan der Stadt Diemels tadt  die 

übergeordnete Landschaftsplanung.  Für den betroffenen Bereich weis t  er auf  das 

Überschwemmungsgebiet  der Diemel hin und benennt den Erhalt der Gehölze ent lang 

des Fließgewässers  Orpe. Beide Aussagen grei f t der Bebauungsplan auf: Das Über-

schwemmungsgebiet l iegt außerhalb des Geltungsbereichs,  und die Gehölze entlang 

der Orpe im Norden bleiben erhalten.  

Der räumliche Geltungsbereich l iegt n icht in  einem Trinkwasser- oder Hei lquellen-

schutzgebiet.  Entsprechende Belange s ind n icht betroffen . 

Die Diemel und Tei le der angrenzenden Flächen sind als  Überschwemmungsgebiet 

fes tgesetzt  und zugleich als  Abf lussgebiet der Diemel best immt (Staatsanzeiger 

16/2011 vom 11.  Januar 2011,  S.  643).  Dieses Gebiet  l iegt nordöst l ich  des Geltungs-

bereichs; seine Grenze bi ldet der Übergang der Orpe in die Diemel. In den räumlichen 

Geltungsbereich reicht es  n icht h inein.  Nach den Fl ießpfadkarten entwässer t  die Flä -

che nach Norden,  über die Orpe und weiter in  die Diemel.  D ie Starkregengefährdung 

is t in  diesem Bereich erhöht.  
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Naturschutzgebiete s ind im mittelbaren Umkreis n icht vorhanden.  Das nächstgelegene 

FFH-Gebiet is t  „Quast bei D iemels tadt -Rhoden"  (Nr.  4420-304),  ein  bewaldeter Kalk-

rücken an der Landesgrenze mit  Kalk -Buchenwäldern (Lebensraumtypen 9130 und 

9150) und Kalkmagerrasen.  Es l iegt in deut l icher Entfernung; eine Betroffenheit be -

s teht n icht.   

Nördl ich des Geltungsbereichs  l iegt ein  gesetzl ich  geschütztes  Biotop nach § 30 

BNatSchG:  das mühlgrabenbegleitende Feuchtgehölz nördl ich Wrexen (Schlüssel 

4420B0001,  TK-Nr.  4420,  Biotoptyp „Gehölze feuchter bis  nasser Standorte",  Erfas-

sung 1995).  Es  l iegt außerhalb des Geltungsbereichs  und wird nicht in  Anspruch ge-

nommen.  

Im Geltungsbereich war nach dem NATUREG -Viewer eine „Streuobstwiese nördl ich 

der Or tsrandlage von Wrexen"  erfasst (Sch lüssel 4420B0002,  TK -Nr.  4420,  Biotoptyp 

„Streuobst",  Erfassung 1995).  Dieser Bestand ist  im Jahr 2026 n icht mehr vorhanden.  

Im Geltungsbereich is t zudem im Kompensat ionskataster eine Kompensationsmaß-

nahme „Pf lanzung Obstbäume" an anderer Stelle verzeichnet (Verfahren 2931,  Maß-

nahme 5792;  Bescheid der Unteren Naturschutzbehörde Waldeck -Frankenberg vom 

29.05.1996,  Az.  UNB LK WF K.  A. -2-03085).  Der Bestand ist  im Jahr 2026 n icht vor-

handen.  

Der Agrarfachplan Nordhessen bi ldet die bisher unbebauten Flächen im Geltungsbe -

reich als  landwirtschaftl iche Vorrangf lächen (1a -Flächen) ab;  die Er tragsmesszah l 

(Grün landzah l) l iegt über 75 bis  einsch ließl ich  80.  Es  handelt  sich damit  um Böden 

von hoher landwir tschaft l icher Güte. Betrof fen s ind al lein die noch unbebauten Teil-

f lächen,  während der übrige Geltungsbereich bereits  vers iegelt  oder überplant is t.  Der 

Verlust  dieser Tei lf lächen wird in der Eingri ffs regelung und in  der Abwägung berück-

s icht igt;  ihm stehen die Innenentwicklung und die gesicher te Daseinsvorsorge gegen-

über. 

1.6.4  Recht l iche Ausgangslage  

Der räumliche Geltungsbereich (Änderungsbereich) l iegt überwiegend im rechtskräf-

t igen Bebauungsplan Nr. 2 von Wrexen;  die Zu läss igkeit von Vorhaben richtet s ich 

insoweit  nach § 30 BauGB. Nur die Flurs tücke 12/2,  13/2,  14/2,  15/2,  102/1 und 102/2 

l iegen im planungsrechtl ichen Außenbereich (§ 35 BauGB).  

Innerhalb des Bebauungsplans s ind die Flächen als  Al lgemeines Wohngebiet  I  (WA I) 

und Al lgemeines Wohngebiet I I  (WA II) fes tgesetzt.  Das WA I im west lichen Tei lbereich, 

west l ich des Scheuermannswegs, is t eingeschoss ig und in  o ffener Bauweise fes tge -

set zt, mit  einer Grundf lächenzah l von 0,3 und einer Dachneigung von 48° . Öst l ich des 

Scheuermannswegs gil t  für das  WA II  ebenfalls  eine Grundf lächenzah l von 0,3 in  o ffe -

ner Bauweise,  h ier jedoch zwingend zweigeschoss ig und mit  einer Dachneigung von 

28°  bis  33°.  In  beiden Baugebieten s ind Bau l in ien fes tgesetzt.  

Der tatsäch l iche Bestand weicht h iervon deutl ich  ab.  Die vorhandene Bebauung hält  

die fes tgesetzten Baul in ien an mehreren Stellen nicht ein,  und die Hermann -Scipio-

Straße is t anders ausgebi ldet,  als es das geltende Planungsrecht vors ieht.  D ie Fest-

set zungen  des Bebauungsplans Nr.  2 bi lden die Verhältn isse vor Or t  damit  n icht mehr 

zutref fend ab.  
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Im Bereich des Denkmalschutzes  s ind im Geltungsbereich des Bebauungsplans nach 

derzeit igem Kenntn iss tand keine Ku lturdenkmäler oder Bodendenkmäler bekannt .  Et-

waige bisher unbekannte Bodenfunde s ind nach den denkmalrecht lichen Best immun-

gen der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzügl ich anzuzeigen;  die Fundstel le is t 

bis zur Entscheidung über das weitere Vorgehen unveränder t zu  belassen.  

Vom Gewerbegebiet gehen Emiss ionen aus. Sie s ind im Rahmen der für Gewerbege -

biete geltenden Immissionsrichtwerte  zu läss ig und in  diesem Umfang zu erwar ten.  

Schutzgebiete s ind in  räumlicher Nähe n icht bekannt.  Im Geltungsbereich s ind zwei 

naturschutzrecht l ich  relevante Flächen verzeichnet:  eine Kompensat ions f läche auf  

dem Flurstück 15/2 und ein nach § 30 BNatSchG geschützter Streuobstbestand auf 

dem Flurs tück 20.  Beide s in d im Jahr 2026 n icht mehr vorhanden.  

Eigene faun is t ische und f lorist ische Kar t ierungen werden für den Bebauungsplan n icht 

durchgeführ t.  Der Geltungsbereich is t  durch die vorhandene Nutzung s tark vorge -

prägt:  Er l iegt im Siedlungsbestand,  wird im Nordosten von den vers iegelten Gewerbe - 

und Parkplat zf lächen best immt und besteht im Übrigen aus bewir tschafteten und ge -

pf legten Grünf lächen,  Baulücken und einzelnen Gärten.  Wald und zusammenhängende 

Gehölzs trukturen feh len. Lebensraumstrukturen, die seltenen oder anspruchsvol len 

Ar ten ein  Zuhause bieten könnten,  s ind unter diesen Bedingungen n icht zu  erwar ten.  

An die Stel le f läch iger Kar t ierungen tr i t t  deshalb eine Lebensraumpotenzialanalyse.  

Aus den vorhandenen Biotop - und Nutzungsstrukturen wird abgeleitet , welche Ar ten-

gruppen die Fläche überhaupt als  Lebensraum nutzen können. Angesichts  der s tarken 

Vorprägung s ind das weit  verbreitete,  ungefährdete und anpassungsfäh ige Ar ten,  wie 

s ie für Or tsränder und gewerbl ich genutzte Flächen kennzeichnend s ind – etwa sied-

lungstypische Vögel und al lgemein  verbreitete Klein t iere.  Anhaltspunkte für ein  Vor-

kommen seltener oder s treng geschützter Arten ergeben s ich nicht.  

Dieser potenzialorientier te Ansatz is t hier sachgerecht und verhältn ismäßig:  Wo die 

Ausstat tung der Fläche von vornherein nur ubiqu itäre Ar ten erwar ten lässt, brächte 

eine aufwändige Bestandserfassung keinen weiteren Erkenntn isgewinn. Die ar ten-

schutzrecht l ichen Belange nach § 44 BNatSchG werden auf  Grundlage der Potenzial-

analyse beurtei l t.  Da nur häuf ige Ar ten in  günst igem Erhaltungszustand zu erwarten 

s ind, die im Umfeld ausreichend Ausweichmögl ichkeiten f inden, lassen sich die Ver-

bots tatbestände voraussicht l ich  vermeiden –  erforderl ichenfal ls  durch übl iche Vorkeh-

rungen wie eine Bauzeitenregelung.  

Wald im Sinne des Hess ischen Waldgesetzes  is t  innerhalb des Geltungsbereichs  n icht 

vorhanden. 
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Abb i ldu n g  4 :  B l ick  au f  d ie  E r we i te ru n gs f lä ch e  

1.7  Erläuterung der Planung 

1.7.1  Städtebaul iches Konzept  

Das städtebau l iche Konzept set zt unmittelbar an den Schwächen des bisherigen Pla-

nungsrechts  an.  Drei  Punkte stehen im Vordergrund:  das  konf l ikt trächt ige Nebenei -

nander von Wohnen und Gewerbe,  ein  Planungsrecht,  das  die tatsäch liche Bebauung 

und Ersch l ießung n icht mehr abbi ldet,  und der feh lende Standort  für die Einrichtungen 

der ört l ichen Gemeinschaft.  

Den Kern bi ldet die Neuordnung der Nutzungen.  Die gewerbl ich genutzten Erweite -

rungsf lächen werden als  eingeschränktes  Gewerbegebiet  fes tgesetzt  und mit  einer 

Emiss ionskontingent ierung versehen.  Damit  wird die gewerbl iche Seite des alten Kon-

f l ikts entschärf t  – zu läss ig bleibt  nur,  was s ich mit  dem Wohnen ver trägt.  Die umge -

benden Wohnf lächen werden als  Dörf liches Wohngebiet fes tgesetzt  und bi lden den 

tatsäch l ichen,  gemischt geprägten Charakter des  Or tsrands ab. An die Stel le der im 

Altplan unvermittelt aneinanderstoßenden Nutzungen tr it t so ein abgest immtes Ne -

beneinander.  

Für die Gemeinschaft  entsteht eine Fläche für den Gemeinbedarf .  Auf ihr so l len die 

Mehrzweckhal le und die Feuerwehr in einem gemeinsamen Mehrzweckgebäude unter-

gebracht werden.  Das schaff t  einen fes ten Ort für das Vereins - und Gemeinschafts le -

ben und lös t zugleich das Problem des in  die Jahre gekommenen Feuerwehrstandorts , 

der sich auf  den heut igen Stand der Einsatzhygiene n icht mehr bringen lässt.  
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Ein  weiterer Schwerpunkt is t  die Erschl ießung.  Die öf fent l ichen Verkehrs f lächen wer-

den an die tatsäch l iche und die künft ig sinnvo lle Führung angepasst;  die Hermann -

Scipio-Straße erhält  den Zuschnit t ,  der ihrer realen Ausbi ldung entspricht.  Aus dieser 

Neuordnung ergeben s ich klar gefasste Baufelder.  Ein  ö ffent licher Parkplat z ergänzt 

die Ersch l ießung und n immt den Stel lplatzbedarf  der Gemeinbedarfsnutzung auf.  

Die überbaubaren Flächen werden durch Baugrenzen best immt. An die Stel le der s tar-

ren Bau l in ien des Altplans,  die der Bestand ohnehin  n icht einhält , t r it t  ein  Rahmen,  

der sich an der vorhandenen Bebauung orient iert  und ihr Spielraum lässt. Das Maß 

der bau l ichen Nutzung wird auf  die jewei lige Nutzung abgest immt; im Gewerbegebiet  

folgt  die zu läss ige Höhe der Geländehöhe über NHN und damit  der Hanglage zwischen 

Wald und Diemel.  

Das Konzept bleibt  dabei im Bestand.  Es  nut zt  bereits  überplante und vers iegelte Flä -

chen sowie vorhandene Baulücken und kommt ohne neue Bauf lächen im Außenbereich 

aus.  Der Erhalt  des  Gewässerrands trei fens  und der Umgang mit  dem anfallenden Nie -

dersch lagswasser binden die Planung in  ihre Umgebung ein .  

In  der Summe korrigier t  das  Konzept die städtebaul iche Feh lentwicklung an dieser 

Stelle.  Der über Jahrzehnte angelegte Konf l ikt  zwischen Wohnen und Gewerbe wird 

aufgelöst, Planungsrecht und tatsäch l iche Verhältn isse werden wieder in Übereinst im-

mung gebrach t,  und die ör tl iche Daseinsvorsorge erhält einen ges icherten Standor t.  

1.7.2  Verkehrl iche Erschließung 

Die verfahrensgegenständl iche Fläche is t  an das vorhandene Straßennetz von Wrexen 

angebunden;  die einzelnen Bereiche werden auf untersch iedl ichen Wegen erschlos-

sen.   

Die Fläche für den Gemeinbedarf  wird über die bestehende Ramser Straße und eine 

neu zu schaffende Parkplat zf läche erschlossen.  Der Stellplatzbedarf  is t h ier wegen 

der Mehrzweckhal le sehr hoch.  Die ö ffent liche Parkplatzf läche n immt diesen Bedarf 

auf  und hält  ihn  von den umliegenden Straßen fern.  

Das Gewerbegebiet  ist  über die „Burg -Borbeck-Straße“ angebunden,  das  Dörf l iche 

Wohngebiet  über die bestehende Ramser Straße und den Scheuermannsweg.  

An den öffent lichen Personennahverkehr ist  der Geltungsbereich über die Haltestel le 

„Diemels tadt -Wrexen Kirche"  angebunden,  die in rund 300 Metern Entfernung l iegt. 

Dor t  verkehren die Bus l in ien 562 und 580;  ergänzend besteht ein  Anschluss  an das 

AnrufSammelTax i (AST).  

Die Erschl ießung des Gebiets  is t  damit  gesicher t.  

1.7.3  Ver- und Entsorgung 

Der räumliche Geltungsbereich is t planungsrecht l ich  ges icher t und überwiegend be -

reits  ersch lossen. Die für die Versorgung notwendige techn ische In frastruktur is t im 

Wesent l ichen vorhanden,  das  Gebiet  an die bestehenden öf fent l ichen Netze ange -

sch lossen.  Für die neu geordneten Bauf lächen s ind al lenfal ls  punktuel le Ergänzungen 

erforderl ich, die an die vorhandenen Leitungen ansch ließen.  
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Die Versorgung mit  Trinkwasser erfo lgt  über das bestehende öffent l iche Wasserver-

sorgungsnetz;  darüber wird auch die Löschwasserversorgung gedeckt. Der konkrete 

Löschwasserbedarf, insbesondere für die Fläche für den Gemeinbedarf, wird im wei -

teren Verfahren abgest immt.  

Das Schmutzwasser wird in die vorhandene öf fent l iche Kanal isat ion eingeleitet.  Das 

auf  den befest igten Flächen anfal lende Niedersch lagswasser ist  vorrangig auf  den 

Grundstücken zu vers ickern; is t das  n icht mögl ich,  wird es  zurückgehalten und ge -

drosselt  abgeleitet.  Damit  wird zugleich der erhöhten Starkregengefährdung in  diesem 

Bereich Rechnung getragen.  

Die Versorgung mit  Elektrizi tät,  Wärme und Telekommunikation erfo lgt  über die vor-

handenen Versorgungsnetze. Neu zu verlegende Versorgungs leitungen s ind unterir-

disch zu führen (§ 9 Abs. 1 Nr.  13 BauGB). Die Abfal lentsorgung ist  über die kommu-

nale Abfal lentsorgung des Landkreises Waldeck -Frankenberg s ichergestell t.  

Insgesamt ist  die Ver- und Entsorgung des Gebiets  ges icher t.  

1.8  Alternative Planungsmöglichkeiten  

Im Zuge der Planung wurden andere Mögl ichkeiten geprüft und gegeneinander abge -

wogen.  

Bei einem Verzicht auf  die Planung (Nul lvariante) bl iebe das bestehende Planungs-

recht unveränder t –  und damit auch seine Schwächen:  das  konf l ikt trächt ige Nebenei -

nander von Wohnen und Gewerbe,  die Festset zungen,  die der tatsäch lichen Bebauung 

und Ersch l ießung n icht mehr entsprechen,  und das Fehlen einer Fläche für Mehr-

zweckhalle und Feuerwehr.  Der in  die Jahre gekommene Feuerwehrstandor t l ieße s ich 

n icht auf  den heut igen Stand bringen. Die Nul lvariante lös t keines  dieser Probleme 

und scheidet deshalb aus.  

Als  Standor talternat ive wurde geprüft,  ob für die Mehrzweckhal le und die Feuerwehr 

ein  anderer Standort  in  Betracht kommt.  Innerhalb des Ortes  stehen dafür keine ge -

eigneten Flächen zur Verfügung;  ein  Ausweichen wäre nur im Außenbereich,  auf  bis -

lang unbebau ten Flächen „auf  der grünen Wiese",  mögl ich. Das würde zusätzl iche Flä -

chen und eine neue Ersch l ießung beanspruchen,  dem Vorrang der Innenentwicklung 

widersprechen und den vorhandenen Konf likt  zwischen Wohnen und Gewerbe an der 

bisherigen Stel le ungelöst lassen.  Die innerör t l iche Lösung is t demgegenüber vor-

zugswürdig:  Sie nutzt  bereits  überplante Flächen und Baulücken und ordnet das  Span-

nungsfeld dor t,  wo es  besteht.  

Geprüft  wurden auch andere Gebietsausweisungen.  Die bisherige Zuordnung mit  ei -

nem uneingeschränkten Gewerbegebiet  neben dem Wohnen beizubehalten,  würde den 

Konf l ikt  eher verschärfen.  Ein  Dorfgebiet  hät te den Geltungsbereich künstl ich  erwei -

tern müssen und entspräche dem tatsäch l ichen Charakter des  Ortsrands weniger.  Das 

gewählte Konzept aus Dörf l ichem Wohngebiet,  eingeschränktem Gewerbegebiet  mit 

Emiss ionskontingent ierung und einer Fläche für den Gemeinbedarf  bi ldet die Situation 

am zutref fendsten ab und füh r t die Nutzungen ver träglich zusammen.  

Im Ergebnis  erweist  s ich die gewählte Planung gegenüber den geprüften Alternativen 

als  die geeignets te und am wenigsten beeinträcht igende Lösung.  
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2 Städtebauliche Eingriffsregelung  

Nach § 1 Abs.  6 Nr.  7 Buchst.  a BauGB s ind bei der Aufstel lung von Bauleitplänen die 

Belange des Umweltschutzes  einschl ießl ich  des Naturschutzes  und der Landschafts -

pf lege zu berücks icht igen.  Die naturschutzrecht l iche Eingri ffs regelung is t  nach § 1a 

Abs. 3 BauGB in der Bauleitplanung anzuwenden:  Eingri ffe in Natur und Landschaft,  

die durch den Bebauungsplan vorbereitet werden, s ind vorrangig zu vermeiden und zu 

mindern;  unvermeidbare Beeinträcht igungen s ind durch geeignete Maßnahmen des 

Naturschutzes  und der Landschaftspf lege auszugleichen oder zu erset zen.  Fach lich 

stüt zt  sich die Anwendung auf  die §§ 13 ff .  BNatSchG in  Verbindung mit  dem Hess i -

schen Naturschutzgesetz sowie –  für die spätere Bi lanzierung – auf  das  Biotopwer t-

verfahren der Hess ischen Kompensat ionsverordnung (KV) vom 26.  Oktober 2018 und 

die Arbeitsh i lfe „Bodenschutz in  der Bauleitplanung“ des Landes Hessen.  

Die Besonderheit des  vorliegenden Verfahrens l iegt darin,  dass der Bebauungsplan 

Nr.  43 eine Tei länderung im Siedlungsbestand is t.  Er ordnet einen Bereich neu,  der 

bereits durch den Bebauungsplan Nr.  2 überplant und in  weiten Tei len vers iegelt  oder 

bau l ich  genutzt  ist .  Maßstab der Eingri ffsbetrachtung is t  deshalb n icht der reale Zwi -

schenzustand einzelner Flächen,  sondern die nach geltendem Planungsrecht bereits 

zu lässige Nutzung.  Gemessen daran bereitet  der Plan nur eine begrenzte zusätzl iche 

Inanspruchnahme von Natur und Landschaft  vor ;  der Schwerpunkt l iegt auf  der Neu-

ordnung vorhandener Nutzungen.  

Eine absch ließende rechnerische Eingriffs - und Kompensat ionsbi lanz wird auf  dieser 

Verfahrensstufe noch n icht vorgelegt. Sie bleibt dem weiteren Verfahren vorbehalten 

und wird im Umweltbericht dokumentier t,  sobald der mit  den Behörden abgest immte 

Untersuchungsrahmen fests teht.  D ie folgende Betrachtung beschreibt  Ar t  und 

Schwere des Eingri ffs  verbal -argumentat iv  und benennt die Vermeidungs -,  Minde -

rungs- und Ausgleichsansätze,  an denen s ich die spätere Bi lanzierung ausrichtet.  

2.1  Ausgangslage und Art des Eingriffs  

Ausgangspunkt der Bewertung is t der Zustand des Geltungsbereichs. Das Gebiet is t 

heterogen geprägt.  Im Nordosten liegt eine bereits vers iegelte, gewerbl ich genutzte 

Fläche,  die an das öst l ich  angrenzende Gewerbegebiet  ansch l ießt.  Im Süden und Wes-

ten best immen Wohnbebauung mit  privaten Gär ten das Bi ld.  Der zentrale,  nach gel-

tendem Recht überwiegend als Allgemeines Wohngebiet fes tgesetzte Bereich wird der-

zeit  als  Wir tschaftswiese genutzt  und intens iv  landwir tschaft l ich  bewir tschaftet.  Im 

Norden begleiten Gehö lz- und Ufergehölzstrukturen das Fl ießgewässer „Orpe“. 

Die Böden s ind nach dem Agrar- und dem BodenViewer Hessen von mit tlerer bis  hoher 

Wer t igkeit –  die Fläche is t  als  1a -Fläche mit  Acker- und Grün landzah len im Bereich 

von rund 68 bis  78 eingestu ft  –  und erfü llen  ihre Funkt ionen im Wasser- und Stoffhaus-

halt, s ind durch die landwir tschaft l iche Nutzung jedoch vorbelastet. Trinkwasser - oder 

Hei lquel lenschutzgebiete überdecken den Geltungsbereich n icht; das  nächstgelegene 

Trinkwasserschutzgebiet  l iegt mehrere Ki lometer entfernt.  D ie Entwässerung verläuft  

nach Norden zum Fl ießgewässer „Orpe“,  die natürl iche Eros ionsgefahr is t überwie -

gend gering,  die Starkregengefährdung dagegen erhöht.  

Der Eingri ff  besteht in  der Umnutzung und Neuordnung dieser Flächen.  Die gewerbl ich 

nutzbaren Flächen im Osten werden –  als  Erweiterung des bestehenden Standor ts  –  
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als  eingeschränktes  Gewerbegebiet  fes tgesetzt,  der übrige Bereich als  Dörf liches 

Wohngebiet,  das  zugleich die Fläche für den Gemeinbedarf  für Mehrzweckhal le und 

Feuerwehr trägt.  Verglichen mit  der bereits  zu läss igen Nutzung erhöht s ich der Ver-

s iegelungsgrad nur geringfügig;  zugleich entfäl lt  fes tgesetzte, aber n icht real is ier te 

Verkehrs f läche,  was den Eingrif f  tei lweise ausgleicht.  Ein  Wald im Sinne des Hess i -

schen Waldgesetzes is t im Geltungsbereich n icht vorhanden. Die gewässerbegleiten-

den Gehölze entlang des Fl ießgewässers  „Orpe“ bleiben erhalten und werden n icht 

beeinträchtigt.  

Die artenschutzrecht l iche Betrachtung nach § 44 BNatSchG wird gesonder t im Um-

weltbericht geführ t  und im Kapitel  Umweltbelange zusammengefasst.  S ie ergänzt die 

s tädtebau l iche Eingrif fs regelung, erset zt  s ie aber n icht;  die Eingrif fsregelung kon-

zentrier t  s ich  auf  die f lächen - und funkt ionsbezogene Bewertung der Schutzgüter.  

2.2  Bewertung der Eingriffs intensität  

Die Eingri ffs in tens ität wird schutzgutbezogen und zunächst verbal -argumentat iv beur-

tei l t.  Grundlage der späteren Bilanzierung is t die Biotop- und Nutzungstypen mit  den 

Wer tstufen der KV Hessen 2018 sowie –  für das  Schutzgut Boden –  die bodenfunkti -

onsbezogene Bewertung nach der hess ischen Arbeitsh i lfe.  

Für die Schutzgüter Fläche und Boden führ t  die zusätzliche Vers iegelung zu einem 

dauerhaften Verlus t  von Bodenfunkt ionen.  Er fäl l t  moderat aus,  wei l  überwiegend be -

reits  überplante und teilweise vorbelastete Flächen in Anspruch genommen werden 

und die überbaubare Grundstücks f läche begrenzt wird.  

Für die bio logische Viel fal t  s ind die intens iv  genutzte Wir tschaftswiese und die ge -

werbl ich vers iegelten Flächen von geringer bis  mit t lerer Bedeutung; höher zu gewich-

ten s ind die gewässerbegleitenden Gehölze an de m Fl ießgewässer „Orpe“ und die pri -

vaten Grünstrukturen.  Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG oder Lebensraumty-

pen der FFH-Richt l in ie kommen im Geltungsbereich n icht vor.  

Für das Schutzgut Wasser s ind mit  der Vers iegelung ein  verringer ter Rückhalt und eine 

geringere Grundwasserneubi ldung verbunden. Wegen der erhöhten Starkregengefähr-

dung und der Entwässerung zum Fl ießgewässer kommt der or tsnahen Verwertung des 

N iedersch lagswassers  besonderes  Gewicht zu.  

Für die Schutzgüter K l ima und Luft  entfäl l t  mit  der Wir tschaftswiese antei l ig eine Flä -

che der nächt l ichen Kaltlu ftents tehung;  angesichts  der bereits  erhöhten Oberf lächen-

rau igkeit  der umgebenden Bebauung und der Or tsrandlage is t  dieser Beitrag jedoch 

von untergeordneter Bedeutung.  

Das Landschaftsbi ld ist  durch das benachbarte Gewerbegebiet und die heterogene 

Nutzung bereits  vorgeprägt und von mit t lerer Wer t igkeit.  Die Neuordnung fügt s ich in  

diesen Rahmen ein ; ein  puf fernder Gehölz-/Baumstreifen  zwischen Gewerbe und Woh-

nen sowie die Begrünung der n icht überbaubaren Flächen binden die Bebauung ein.  

In  der Zusammenschau ergibt s ich ein  Eingrif f  mit t lerer Intensität,  dessen Schwer-

punkt bei den Schutzgütern Boden und bio logische Viel fal t  l iegt und der durch die 

Lage im Siedlungsbestand deut lich  relativ ier t  wird.  Erhebl iche, n icht ausgleichbare 

Beeinträcht igungen zeichnen s ich nach derzeit igem Kenntn iss tand nicht ab.  
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2.3  Vermeidung, Minderung und Ausgleich  

Nach § 1a Abs.  3 Satz 2 BauGB s ind zunächst al le Möglichkeiten zur Vermeidung und 

Minderung auszuschöpfen,  bevor unvermeidbare Beeinträcht igungen ausgegl ichen 

werden.  Der Bebauungsplan set zt  h ierfür an mehreren Punkten an.  

An ers ter Stel le steht die Lenkung der bau l ichen Inanspruchnahme auf  bereits über-

plante und vorbelastete Flächen:  Der Plan bleibt  im Bestand,  verdichtet vorhandene 

Strukturen nach und verzichtet auf  neue Bauf lächen im Außenbereich.  Die überbau-

baren Grundstücksf lächen werden begrenzt,  sodass ein erhebl icher Antei l des  Gebiets  

unvers iegelt bleibt und weiterh in für Vers ickerung, Verdunstung und kleinklimat ische 

Funkt ionen zur Verfügung s teht.  Der Gewässerrandstrei fen ent lang de s Fl ießgewäs-

sers  „Orpe“ (§ 38 WHG) is t  kein  Gegenstand des räumlichen Geltungsbereiches und 

wird somit von Bebauung freigehalten, die begleitenden Gehölze bleiben erhalten.  Zwi -

schen den gewerbl ichen und den wohnbaul ichen Flächen wird eine Gehölz-/Baumreihe 

aus s tandor tgerechten, heimischen Arten angepf lanzt, die zugleich der Eingrünung 

und der Biotopvernetzung dient; die n icht überbaubaren Flächen werden begrünt.   

Diese Ansätze mindern den Eingri ff  spürbar.  Ein  verbleibender,  n icht vo llständig ver-

meidbarer Eingrif f  ist  im weiteren Verfahren zu bi lanzieren und auszugleichen.  

2.4  Eingriffsbilanzierung und Kompensation  

2.4.1  Bewer tung in Anlehnung an die hessische Kompensat ionsverordnung  

Die spätere Eingri ffsbi lanzierung erfo lgt in An lehnung an das Biotopwertverfahren der 

KV Hessen 2018.  Dabei werden die Biotop - und Nutzungstypen vor und nach dem 

Eingrif f  mit  Biotopwer tpunkten je Quadratmeter bewertet;  aus  ihrer Differenz ergibt  

s ich der Kompensat ionsbedarf .  Für das  Schutzgut Boden tr it t  eine gesonderte boden-

funkt ionsbezogene Bewer tung nach der Arbeitsh i lfe „Bodenschutz in  der Bauleitpla -

nung“ hinzu,  die nach der hess ischen Methodik erst  ab einer eingri f fs relevanten Fläche 

von 10.000 Quadratmetern zwingend als eigenständige Bi lanz zu führen is t.  

Auf der aktuellen Verfahrensstufe wird von der Aufs tellung einer rechnerischen Bi lanz 

bewusst abgesehen.  Zum einen l iegt der über das geltende Planungsrecht h inaus neu 

in  Anspruch genommene,  bis lang unbeplante Flächenantei l  vorauss ichtl ich  unterhalb 

der genannten Schwel le;  zum anderen so l l  der Untersuchungsrahmen zunächst mit  

den Fachbehörden abgest immt werden,  um Umfang und Detai l l ierungsgrad der Bi lan-

zierung sachgerecht fes tzu legen.  

2.4.2  Ermit t lung des Kompensationsbedarfs und Betei l igung des Landkreises  

Die konkrete Ermit tlung des Kompensat ionsbedarfs  und die Festlegung der Kompen-

sat ionsmaßnahmen erfo lgen im weiteren Verfahren und werden im Umweltbericht do-

kument ier t. Maßstab ist  die Gleichwer t igkeit  im Sinne der §§ 15 und 17 BNatSchG in  

Verbindung mit der KV Hessen 2018.  Vorrangig so l l  au f  bereits anerkannte Maßnah-

men –  etwa aus Ökokonten –  zurückgegrif fen oder es  sol len Maßnahmen gewählt  wer-

den,  die die Land- und Forstwir tschaft  mögl ichst wen ig beeinträcht igen.  

In  diesem Zusammenhang wird der Landkreis  Waldeck -Frankenberg als  untere Natur-

schutzbehörde gebeten,  s ich im Rahmen der f rühzeit igen Betei ligung der Behörden 
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nach § 4 Abs.  1 BauGB zum erforderl ichen Umfang und Detai ll ierungsgrad der Um-

weltprü fung (§ 2 Abs.  4 Satz 2 BauGB) zu äußern und dabei bekannte,  den Geltungs-

bereich betreffende Ausgleichs - und Kompensat ionsverpf l ichtungen sowie einsch lä-

gige Ökokonto - oder Kompensationsf lächen zu benennen.  Konkret bit tet  die Stadt um 

Auskunft  zum Status  der im Kompensat ionskataster geführten Maßnahme „Pf lanzung 

Obstbäume“ (Verfahren 2931, Maßnahme 5792;  Bescheid der Unteren Naturschutz-

behörde Waldeck-Frankenberg vom 29.05.1996) im Bereich des Flurs tücks 15/2,  de -

ren Bestand im Jahr 2026 n icht mehr vorhanden is t,  sowie um Hinweise auf weitere im 

Gebiet ruhende oder noch zu erfü llende Verpf l ichtungen.  Die Rückmeldungen des 

Landkreises  f l ießen in die Abgrenzung des Untersuchungsr ahmens und in die spätere 

Bi lanzierung ein.  

2.5  Ergebnis der städtebaulichen Eingriffsregelung  

Die s tädtebau l iche Eingrif fsregelung zeigt, dass der Bebauungsplan Nr.  43 als Neu-

ordnung im Siedlungsbestand einen Eingri f f  mit t lerer Intens ität vorbereitet,  dessen 

Schwerpunkt bei den Schutzgütern Boden und bio logische Vielfal t  l iegt.  Durch die 

Lenkung der Bebauung auf bereits  überplante Flächen,  die Begrenzung der Versiege -

lung, den Erhalt der Orpe -Gehölze, die Eingrünung und die wasserwir tschaft l iche Vor-

sorge wird der Eingrif f  so weit  wie möglich vermieden und geminder t.  

Der verbleibende Kompensat ionsbedarf  wird im weiteren Verfahren ermittelt  und aus-

geglichen; die dafür erforderl iche Bi lanz sowie die Auswahl der Kompensationsmaß-

nahmen werden nach Abst immung des Untersuchungsrahmens mit  den Fachbehörden 

im Umweltbericht dargestel lt.  Nach derzeit igem Kenntn isstand lässt sich der Eingri f f 

im rechtl ich  gebotenen Umfang bewält igen;  erhebl iche,  n icht ausgleichbare Beein-

trächt igungen s ind n icht zu  erwarten.  

3 Umweltbelange 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans s ind die Belange des Umweltschutzes nach 

§ 1 Abs.  6 Nr.  7 BauGB und die ergänzenden Vorschri ften des § 1a BauGB zu berück-

s icht igen.  Die umweltbezogenen Wirkungen werden im Umweltbericht nach Anlage 1 

zum BauGB ver t ief t  untersucht,  der einen gesonder ten Tei l  der Begründung bi ldet.  

Das Ergebnis  der Umweltprü fung is t  nach § 2 Abs.  4 Satz 4 BauGB in der Abwägung 

zu berücks icht igen.  

Aus umweltbezogener Sicht is t die Planung dadurch geprägt, dass  s ie überwiegend 

bereits  überplante und tei lweise vers iegelte Flächen neu ordnet und nur in  begrenztem 

Umfang zusätzl iche Flächen in  Anspruch n immt. Der Umweltbericht kommt für die 

Schutzgüter Boden,  Wasser,  K l ima/Luft,  bio logische Vielfal t,  Landschaftsbi ld sowie 

Mensch und Gesundheit übereinst immend zu dem Ergebnis, dass  unter Berücksicht i-

gung der fes tgesetzten Vermeidungs -,  Minderungs - und Ausgleichsmaßnahmen keine 

erhebl ichen nachtei l igen Umweltauswirkungen verbleiben.  

 



Be grü n du n g 

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  43  „ Die m e l ta l“  

 

 

- 18 - 

3.1  Artenschutz  

Die ar tenschutzrecht l ichen Belange nach § 44 BNatSchG werden auf  Grundlage einer 

Lebensraumpotenzialanalyse beurtei l t.  Auf  eigene f lächendeckende faun is t ische und 

f lorist ische Kart ierungen wird verzichtet,  wei l  der Geltungsbereich durch die vorhan-

dene Nutzung s tark vorgeprägt is t:  vers iegelte Gewerbe - und Stel lplat zf lächen,  eine 

intensiv genutzte Wirtschaftswiese,  Wohngrundstücke mit  Gärten sowie die gewässer-

begleitenden Gehölze an dem Fl ießgewässer „Orpe“.  Aus den vorhandenen Nutzungs - 

und Biotopstrukturen wird abgeleitet , welche Artengruppen die Fläche als  Lebensraum 

nutzen können.  

Danach s ind Vorkommen weit  verbreiteter, ungefährdeter Arten zu erwar ten. Für Am-

phibien besteht ein potenziel ler Lebensraum vor al lem im Uferbereich des Fließgewäs-

sers  „Orpe“,  wobei die intens iv  bewir tschafteten Flächen als  Barriere wirken;  Rept i l ien 

können s trukturreiche Bereiche im Umfeld der Wohnbebauung nutzen.  Die Grünf lä -

chen der Wohngrundstücke bieten Wirbel losen wie Tagfaltern  begrenztes  Potenzial , 

während Verkehrs - und Gewerbef lächen weites tgehend ohne Bedeutung s ind. Für Fle -

dermäuse können die gewerbl iche Bebauung, der Gehölzbestand und d as Fl ießgewäs-

ser „Orpe“ als Leit l in ie und Jagdhabitat  Bedeutung haben, sodass dem Erhalt dieser 

Strukturen Gewicht zukommt.  Für Brutvögel bestehen Mögl ichkeiten vor al lem in  den 

Gehölzen und im Umfeld der Bebauung;  Bodenbrüter s ind wegen der  Si lhouetten und 

randlichen Störungen nicht zu  erwar ten.  Feldhamster und Wildkat ze s ind mangels  ge -

eigneter Habitatbedingungen auszusch l ießen.  

Auf dieser Grundlage is t  das Eintreten von Verbots tatbeständen des § 44 Abs. 1 

BNatSchG n icht zu erwar ten. Erforderlichenfalls kommen übl iche Vorkehrungen in Be -

tracht,  insbesondere der Erhalt der Ufergehölze und Säume, eine insektenschonende 

Beleuchtung sowie die Schonung des Fl ießgewässers  „Orpe“ als  potent iel le  Fleder-

maus leit l in ie  und Jagdhabitat .  Die absch l ießende Beurteilung wird im Umweltbericht 

erfo lgen;  soweit  erforderl ich,  werden ergänzende Festset zungen oder H inweise in  den 

Bebauungsplan aufgenommen.  

3.2  Gebietsschutz 

Das Plangebiet  l iegt außerhalb förml ich geschützter Gebiete des europäischen und 

nat ionalen Gebietsschutzes.  Das nächstgelegene Gebiet  des  Netzes  „Natura 2000“ is t 

das  FFH-Gebiet „Quast bei D iemelstadt -Rhoden“ (Nr.  4420-304) in rund 860 Metern 

Entfernung.  Eine räumlich-funkt ionale Wirkungsbeziehung zwischen Plangebiet  und 

FFH-Gebiet besteht nicht;  das  Plangebiet  erfü l lt  keine Funkt ion als  Wander -,  Ausbrei -

tungs- oder Nahrungsraum für Ar ten von gemeinschaft l ichem Interesse und trägt n icht 

zur Kohärenz des Netzes  bei.  Zwischen beiden l iegen zudem baul iche Strukturen und 

Verkehrswege als  Barrieren.  Erhebl iche Beeinträcht igungen der Erhaltungsziele s ind 

daher nicht zu  erwar ten;  eine Ver trägl ichkeitsprüfung nach § 34 Abs.  1 BNatSchG ist  

n icht erforderl ich.  Europäische Vogelschutzgebiete s ind im Umfeld nicht vorhanden.  

Nördl ich des Geltungsbereichs  l iegt an dem Fl ießgewässer „Orpe“ ein  gesetzlich  ge -

schütztes  Feuchtgehölz nach § 30 BNatSchG (mühlgrabenbegleitendes Feuchtgehölz 

nördlich Wrexen);  es  l iegt außerhalb des Geltungsbereichs  und wird n icht in  Anspruch 

genommen.  Naturschutz - und Landschaftsschutzgebiete werden durch die Planu ng 

n icht berühr t.  D ie Auen der Fließgewässer  „Orpe“ und „Diemel“ mit ihrer Bedeutung 

für den Biotopverbund l iegen außerhalb des Geltungsbereichs  und bleiben unberühr t.  
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4 Fachgutachten und spezifische Auswirkungen  

4.1  Immissionsschutz und schalltechnische Beurteilung  

Das Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe is t  der zentrale Konf l ikt,  den der Be -

bauungsplan auf lös t.  Nach dem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG sol len einan-

der störende Nutzungen mögl ichst voneinander getrennt werden.  Der Plan trägt dem 

Rechnung, indem er die gewerbl ich nut zbaren Flächen als  eingeschränktes  Gewerbe -

gebiet  fes tset zt  und mit  einer Emiss ionskont ingent ierung vers ieht.  

Über die Emiss ionskont ingent ierung wird für die Tei lf lächen des Gewerbegebiets fest-

gelegt,  welche Geräuschantei le an den maßgebl ichen Immiss ionsor ten in  der benach-

bar ten Wohnbebauung höchstens ankommen dürfen.  Die Kont ingente werden nach 

dem einsch lägigen techn ischen Regelwerk (DIN 45691) ermittelt  und so bemessen, 

dass  die Immiss ionsrichtwer te der TA Lärm für die schutzbedürf t igen Nutzungen im 

Dörf l ichen Wohngebiet  eingehalten werden.  Die zugehörige schal ltechn ische Untersu-

chung wird im weiteren Verfahren erstel l t;  ihre Ergebnisse werden in  den text l ichen 

Festset zungen abgebildet und s ind in  den nachfo lgenden Genehmigungsverfahren zu 

beachten.  Damit  is t  von vornherein  begrenzt,  welche Belastungen vom Gewerbe aus-

gehen dürfen, sodass das Wohnen in  der Nachbar schaft n icht beeinträcht igt  wird.  

4.2  Wasserwir tschaft und Entwässerung  

Der Geltungsbereich wird von keinem festgesetzten Trinkwasser - oder Hei lquel len-

schutzgebiet  überdeckt; das nächstgelegene Trinkwasserschutzgebiet  „WSG TB Or-

pethal“ l iegt mehrere Ki lometer südwest l ich  und s teht mit  dem Plangebiet  n icht in  Ver-

bindung.  Im Norden begrenzt der f reizuhaltende Gewässerrandstrei fen de s Fl ießge -

wässers  „Orpe“ (§ 38 WHG) den Geltungsbereich; nordöst l ich  sch l ießt das fes tge-

set zte Überschwemmungsgebiet  des  Fließgewässers  „Diemel“ an,  das  n icht in  den 

Geltungsbereich h ineinreicht . 

Die Entwässerung verläuft nach Norden zu m Fl ießgewässer „Orpe“.  Da die Starkre -

gengefährdung in diesem Bereich erhöht ist , kommt dem Umgang mit dem Nieder-

sch lagswasser besondere Bedeutung zu.  Das auf  den befestigten Flächen anfallende 

Niedersch lagswasser is t vorrangig auf den Grundstücken or tsnah zu verwerten . Das 

Schmutzwasser wird in  die vorhandene öffent liche Kanal isation eingeleitet;  nach fach-

l icher Einschätzung können die zusätzl ichen Frachten von der bestehenden Abwas-

serbehandlungs an lage aufgenommen werden.  Bei Einhaltung dieser Vorgaben sind 

nachtei l ige Auswirkungen auf  den Wasserhaushalt  und das Grundwasser n icht zu  er-

war ten.  

5 Sonstige Belange 

5.1  Klimaschutz und Klimaanpassung  

Nach § 1 Abs.  5 Satz 2 und § 1a Abs.  5 BauGB so l len Bau leitpläne dem Kl imaschutz 

und der Kl imaanpassung dienen. Der Bebauungsplan trägt dem in seiner Grundaus-

richtung Rechnung:  Er entwickelt  im Bestand, nut zt  vorhandene Strukturen und Bau-

lücken und kommt ohne neue Bauf lächen im Außenbereich aus.  Die damit  verbundene 

Flächensparsamkeit is t  zugleich akt iver K l imaschutz.  
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Zur Förderung erneuerbarer Energien ist  vorgesehen, geeignete Dachf lächen der Neu-

bauten für die Nutzung so larer Strahlungsenergie zu verpf l ichten;  ergänzend gelten 

die energet ischen Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes  und der Hes-

s ischen Bauordnung.  Der Kl imaanpassung dienen die Begrenzung der Vers iegelung,  

die Begrünung der n icht überbaubaren Flächen,  die Baumreihe und die Ufergehölze 

sowie die auf Rückhaltung und Versickerung ausgerichtete N iedersch lagswasserbe -

wir tschaftung,  die zugleich der erhöhten Starkregengefährdung Rechnung trägt.  

5.2  Umwidmungssperrklausel (§ 1a Abs. 2 BauGB)  

Mit der Neuordnung werden in  geringem Umfang bis lang landwir tschaft l ich  genutzte 

Flächen einer bau lichen Nutzung zugeführ t.  D ies  berühr t  die in § 1a Abs.  2 Satz 4 

BauGB verankerte Umwidmungssperrklausel sowie die Belange der Landwir tschaft 

nach § 1 Abs.  6 Nr.  8 Buchst. b BauGB und die Ziele der Raumordnung,  zumal die 

betroffenen Böden von hoher Güte s ind.  

Die Inanspruchnahme is t gerechtfer t igt und bleibt maßvol l. Der Plan bleibt  ganz über-

wiegend im Siedlungsbestand und grei ft  bereits  überplante Flächen auf;  nur randl ich 

werden bisher unbebaute, landwir tschaft lich genutzte Tei lf lächen einbezogen,  darun-

ter auf  rund 1.000 Quadratmetern ein als  Vorbehaltsgebiet  für Landwir tschaft darge -

s tel l ter Bereich im Nordwesten.  Dem geringen und randl ichen Verlust  stehen gewich-

t ige öffentl iche Belange gegenüber –  die Auf lösung des Nutzungskonf l ikts , die Siche -

rung der wohnortnahen Daseinsvorsorge mit  Mehrzweckhal le und Feuerwehr sowie die 

Entwicklung im Bestand. Diese Belange über wiegen; die Umwidmung is t in  der Abwä-

gung gerechtfert igt .  

5.3  Bodenschutzklausel 

Der Bebauungsplan trägt den Zielen des Bodenschutzes  nach § 1a Abs.  2 BauGB und 

den Vorgaben des Bundes -Bodenschutzgesetzes sowie des Hess ischen Altlas ten - und 

Bodenschutzgesetzes  Rechnung. Boden ist  als nicht vermehrbare Ressource zu be -

handeln;  Eingrif fe in  seine Funktionen s ind auf  das  notwendige Maß zu beschränken 

und,  soweit  unvermeidbar,  auszugleichen.  

Dem dient in  erster Lin ie die Lenkung der Bebauung auf bereits überplante und vor-

belastete Flächen im Sinne einer Nachverdichtung sowie die Begrenzung der überbau-

baren Grundstücks f läche,  sodass ein  erhebl icher Anteil  des  Gebiets  unvers iegelt  und 

funkt ionsfäh ig bleibt.  Ober- und Unterboden s ind entsprechend der gesetzl ichen Vor-

gaben bei den Bauarbeiten getrennt zu  gewinnen,  fachgerecht zwischenzu lagern und 

mögl ichst or tsnah wieder einzubauen; für Eingri ffe über 3.000 Quadratmeter kann eine 

bodenkundl iche Baubegleitung vorgesehen  werden.  Da der über das geltende Pla -

nungsrecht h inaus neu in  Anspruch genommene,  bis lang unbeplante Flächenantei l  vo-

rauss icht l ich  unterhalb der Schwel le von 10.000 Quadratmetern l iegt,  wird auf  dieser 

Verfahrensstufe von einer gesonder ten Bodenschutzbi lanz abges ehen;  der genaue 

Umfang wird im weiteren Verfahren mit  der Fachbehörde abgest immt.  

5.4  Flächenbilanz  

Die f lächenmäßige Auftei lung des Geltungsbereichs  auf  die einzelnen Festset zungen 

–  Dörf l iches Wohngebiet,  eingeschränktes  Gewerbegebiet,  Fläche für den Gemeinbe -

darf  sowie öffent l iche Verkehrs - und Grünf lächen  und Flächen für die Landwir tschaft  
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–  wird mit  dem Planentwurf  absch l ießend ermit telt  und im weiteren Verfahren als  Flä -

chenbi lanz dargestel lt .  Auf  die Angabe vorläuf iger Zah len wird an dieser Stel le ver-

z ichtet.  

6 Zusammenfassende städtebauliche Bewertung  

Der Bebauungsplan Nr.  43 „Diemeltal“ erweist  s ich nach dem derzeit igen Stand und 

der Gesamtwürdigung der berührten öffent l ichen und privaten Belange als  städtebau-

l ich  gerechtfert igt  und abwägungsgerecht.  Er is t im Sinne des § 1 Abs.  3 BauGB für 

die geordnete städtebaul iche Entwicklung erforderl ich:  Er löst  den im Bebauungsplan 

Nr. 2 angelegten Konf likt zwischen Wohnen und Gewerbe auf, bringt Planungsrecht 

und tatsäch l iche Verhältn isse wieder in Übereinst immung und s ichert  mit  der Fläche 

für den Gemeinbedarf  den Standor t  für Mehrzweckhal le und Feuerwehr.  

In  der Abwägung nach § 1 Abs.  7 BauGB stehen den Zielen der Planung –  Konf l iktauf-

lösung,  wohnortnahe Daseinsvorsorge,  Innenentwicklung und Flächensparsamkeit  so-

wie Sicherung des or tsansäss igen Gewerbes –  vor al lem der Verlus t landwir tschaftl ich  

genutzter Böden hoher Güte,  die Eingri ffe in  Boden,  Natur und Landschaft  sowie die 

Belange des Immiss ionsschutzes  und des Wasserhaushalts  gegenüber.  Diese Belange 

werden durch die Lenkung der Bebauung auf  den Bestand,  die Begrenzung der Ver-

s iegelung,  die Emiss ionskont ingent ierung,  die wasserwir tschaft l iche Vorsorge,  die 

Eingrünung und die im weiteren Verfahren zu bemessenden Ausgleichsmaßnahmen so 

weit  wie möglich vermieden,  geminder t  und kompens ier t.  

Die für die Planung sprechenden Gemeinwohlbelange überwiegen die verbleibenden, 

deut l ich  reduzier ten Beeinträcht igungen.  Der Geltungsbereich is t  auf  das  erforderl iche 

Maß begrenzt und fo lgt  dem Vorrang der Innenentwicklung.  Der Bebauungsplan Nr.  43 

„Diemeltal“  ist  damit  städtebau lich erforderl ich, verhältn ismäßig und geeignet, die ge -

ordnete Entwicklung des Gebiets  rechtss icher zu steuern.  

7 Voraussichtliche Auswirkungen der Planung  

7.1  Soziale Auswirkungen 

Die Planung wirkt  sozial  vor al lem stärkend.  Mit  der Mehrzweckhal le erhält  das  Ver-

eins- und Gemeinschafts leben in  Wrexen einen zukunftsfäh igen Or t,  und mit  dem 

neuen Feuerwehrstandor t wird der abwehrende Brandschutz unter zeitgemäßen,  die 

Einsat zhygiene wahrenden Bedingungen ges ichert. Die bestehende Wohnbebauung 

bleibt  vo llständig erhalten;  Verdrängungsef fekte entstehen n icht.  Indem das konf l ikt-

trächt ige Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe geordnet wird,  verbesser t  s ich die 

Wohn- und Aufenthaltsqual ität in der Nachbarschaft . Während der Bauphase s ind vo-

rübergehende Beeinträcht igungen durch Bau - und Lieferverkehr mögl ich; s ie s ind zeit-

l ich  befris tet  und ört l ich  begrenzt.  
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7.2  Stadtplanerische Auswirkungen  

Stadtplanerisch führ t  der Bebauungsplan die Entwicklung im Siedlungsbestand fort . 

Er ordnet einen über Jahrzehnte gewachsenen,  uneinheit l ich genutzten Bereich neu, 

bringt die Festsetzungen mit  der tatsäch lichen Bebauung und Ersch ließung in Einklang 

und trennt gewerbl iche und wohnbauliche Belange verträgl ich.  Der Flächennutzungs-

plan wird im Paral lelverfahren nach § 8 Abs.  3 BauGB angepasst, sodass eine kons is -

tente Entwicklung von der vorbereitenden zur verbindl ichen Bauleitplanung gewähr-

leistet  is t. Neue Bauf lächen im Außenbereich werden n icht beansprucht; die Grunds-

ät ze der Innenentwicklung und der Flächensparsamkeit  werden gewahr t.  

7.3  Infrastrukturelle Auswirkungen  

7.3.1  Technische Infrastruktur  

Der Geltungsbereich ist  überwiegend bereits  ersch lossen und an die bestehenden öf-

fent l ichen Netze für Trinkwasser,  Schmutzwasser, Strom,  Wärme und Telekommunika-

t ion angesch lossen.  Für die neu geordneten Bauf lächen s ind al len fal ls  punktuel le Er-

gänzungen erforderl ich,  die an die vorhandenen Leitungen anschl ießen; neu zu verle -

gende Versorgungs leitungen s ind unterirdisch zu führen. Die Löschwasserversorgung 

wird über das Wasserversorgungsnetz gedeckt; der konkrete Bedarf , insbesondere für 

die Fläche für den Gemeinbedarf, wird im weiteren Verfahren abgest immt.  Die Ab-

fal lentsorgung is t über die kommunale Entsorgung des Landkreises  s ichergestel l t.  

7.3.2  Soziale Infrastruktur  

Die soziale Infrastruktur wird durch die Mehrzweckhal le und den Feuerwehrstandor t  

gestärkt.  Beide Einrichtungen dienen dem Eigenbedarf  der Wrexener Bevölkerung und 

dem ör t l ichen Gemeinschafts leben.  Ein  zusätzl icher Bedarf  an Einrichtungen wie Kin-

der tagesstät ten oder Schu len entsteht n icht,  da keine neue Wohnbevölkerung ange -

s iedelt  wird.  

7.3.3  Verkehrl iche Infrastruktur  

Die verkehrl iche Ersch l ießung is t ges icher t. D ie Fläche für den Gemeinbedarf  wird 

über die „Ramser Straße“ und eine neue öffent l iche Parkplat zf läche ersch lossen,  die 

den hohen Stel lplat zbedarf  der Mehrzweckhalle aufn immt und von den umliegenden 

Straßen fernhält . Das Gewerbegebiet is t über die „Burg -Borbeck-Straße“ angebunden, 

das  Dörf l iche Wohngebiet  über die „Ramser Straße“ und den „Scheuermannsweg“.  An 

den öffent lichen Personennahverkehr ist  das  Gebiet  über die rund 300 Meter entfernte 

Haltes tel le „Diemels tadt -Wrexen Kirche“ mit den Bus l in ien 562 und 580 sowie über 

das AnrufSammelTax i angebunden.  Während der Bauphase is t  mit  einem vorüberge -

hend erhöhten Verkehrsaufkommen zu rechnen; dauerhafte, über das or tsübl iche Maß 

h inausgehende Mehrbelastungen s ind n icht zu erwar ten.  

7.4  Umweltrelevante Auswirkungen  

Die umweltrelevanten Auswirkungen ergeben s ich vor al lem aus der – gegenüber dem 

geltenden Planungsrecht nur geringfügig erhöhten –  Vers iegelung und der Neuordnung 

der Nutzungen im Bestand.  Für die vers iegelten Bereiche gehen Bodenfunkt ionen dau-
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erhaft  verloren;  dieser Eingri f f  wird im Rahmen der städtebaul ichen Eingri ffs regelung 

im weiteren Verfahren bilanzier t  und ausgegl ichen.  Die Auswirkungen auf  das  Schutz-

gut Wasser werden durch die ortsnahe Rückhaltung und Vers ickerung des Nieder-

sch lagswassers  und die Freihaltung des Gewässerrandstreifens de s Fl ießgewässers  

„Orpe“ gesteuert;  der erhöhten Starkregengefährdung wird damit  Rechnung getragen.  

Das Landschaftsbild is t  bereits  durch das benachbarte Gewerbe vorgeprägt;  die Neu-

ordnung fügt s ich ein  und wird durch die Gehölzhecke,  die Ufergehölze und die Be -

grünung eingebunden.  Der Ar tenschutz wird auf  Grundlage der Lebensraumpotenzial-

analyse gewahr t;  erforderlichenfalls kommen Vermeidungsmaßnahmen wie eine Bau-

zeitenregelung und eine insektenschonende Beleuchtung hinzu.  Erhebl iche Beein-

trächt igungen der Erhaltungsziele des rund 860 Meter entfernten FFH -Gebiets  s ind 

n icht zu  erwar ten.  In  der Gesamtschau  verbleiben nach dem derzeit igen Kenntn iss tand 

und unter Berücks ichtigung der fes tgesetzten Maßnahmen keine erhebl ichen nachtei -

l igen Umweltauswirkungen; die abschl ießende Bewer tung und die Eingri ffsbi lanz erfo l-
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